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Täglich von Schwedt
in die Hauptstadt

Zu „GDL will verhandeln“
(Ausgabe vom10. November):

Was kann eigentlich der nor-
male Pendler gegen solch unver-
hältnismäßige Streiks machen?
Wenn man verhandelt – so wie
es Weselsky meint, dass er es tut
– dann muss man Kompromisse
eingehen und nicht nur einseitig
fordern! Erst recht, wenn man
für etwas einsteht, was gar nicht
sein Kompetenzbereich ist.

Was nimmt sich dieser Herr
heraus, mich und viele an-
dere Millionen Berufspendler
in Deutschland als Geisel für
seine erpresserischen Forderun-
gen zu nehmen?! Mein Verständ-
nis für diese Aktion ist Null! Ich
fahre wie viele andere jeden Tag
von Schwedt nach Berlin zur
Arbeit. Aus Kostengründen bin

ich da schon auf die Bahn an-
gewiesen. Alternativen gibt es
für mich nicht, nur zusätzliche
Kosten und Stress.
Thomas Gieche

Schwedt/OT Meyenburg

Vorzeigeressort
links liegengelassen

Zu „BrandenburgerMinister-
riege steht“ (Ausgabe vom
3. November):

Zugegeben, der Ministerprä-
sident Dietmar Woidke war
sehr fleißig und hat die Wäh-
ler nicht lange auf die Nominie-
rung des neuen Kabinetts war-
ten lassen. Aber vielleicht hätte
er dem Wahlvolk nach so einem
eindeutigen Wahlsieg auch die
Taktik der Aufteilung der Res-
sorts und deren Kompetenzen
erklären sollen. Nun hat die SPD
als überragender Wahlgewinner

gerade das Ressort Arbeit und
Soziales ohne jede Not, aber
scheinbar auch ohne Ansprü-
che, links liegengelassen. Sonst
war dies das Vorzeigegebiet, wo
man sich wie nirgends als Küm-
merpartei darstellen konnte, ein
Identitätsmerkmal, auf das die
SPD traditionell fast das Mono-
pol innehatte, und nun ist alles
Schnee von gestern.

Da werden viele SPD-Wäh-
ler mit Unverständnis reagieren,
umso mehr, da es auf Bundes-
ebene weit besser gelungen ist
als in Brandenburg. Da wird sich
die ehrenvolle und kämpferische

Regine Hildebrandt vielleicht im
Grabe umdrehen und eine Mah-
nung nach oben schicken!
hans Blahm

Eberswalde

Ostdeutsche noch
immer benachteiligt

Zu „Jetzt wächst zusam-
men ...“ (Ausgabe vom 4. No-
vember):

Beim Titelbild mit den Bildern
des Malers Manfred G. Fedler
über den Mauerfall vor 25 Jah-
ren und dem Spruch „Jetzt
wächst zusammen, was zusam-
mengehört“, der ja von Willy
Brandt stammt, habe ich mich
gefragt: Was soll denn da zu-
sammenwachsen? Wir ehemali-
gen Ostdeutschen werden in al-
len Bereichen benachteiligt, Ost
und West sind immer noch ge-
trennt. Und dann spricht man in

den Medien von der deutschen
Einheit. Das ist ein Hohn.
manfred GrüTzmann

Bernau

Abgetauchte
Linkspartei

Zu „Ein Fest der Freude und
des Erinnerns“ (Ausgabe vom
10. November):

Wo hörte man an diesem Tag
etwas von der Linken, die sich
doch sonst überall zu Wort mel-
det? Kann sie die Freude des Vol-
kes noch immer nicht verstehen
und teilen?
hans-oTTo Gerlach

Berkholz-Meyenburg
*

Die abgedruckten Leserbriefe
sind keine redaktionellen Mei-
nungsäußerungen. Die Redak-
tion behält sich das Recht auf
Kürzung vor.

Seit Jahren kämpft der Ar-
chitekt Konrad Fischer gegen
Fassadendämmung. Mit ihm
sprach André Bochow.

Herr Fischer, Sie sind tatsäch-
lich der Meinung, dass die
nachträgliche Außendämmung
nie sinnvoll ist?

Ich kenne kein einziges Ex-
periment, mit dem bewiesen
wird, dass man mit nachträgli-
cher Dämmung Energie sparen
kann. Und ich beschäftige mich
nun wirklich intensiv mit dem
Thema. Stellen Sie sich doch ein-
fach mal ein Gartenmäuerchen
vor. Ein Teil besteht aus Stei-
nen, der andere aus Styropor.
Beide weiß gestrichen. Nehmen

wir einen Sommertag. Die Sonne
scheint auf das Mäuerchen. Um
16 Uhr wird die Oberflächentem-
peratur gemessen. Welche Wand
wird wohl wärmer sein?

Die Steinmauer?
Das sagen alle. Tatsächlich

wird die Steinwand nicht wärmer
als 35 Grad. Weil Stein die So-
larstrahlung in sich einleitet und
auch speichert. Die Dämmstoff-
wand wird bis zu 80 Grad warm.
In der Nacht aber kühlt die
Dämmwand sofort aus und rei-
chert Tauwasser an. Dann bilden
sich Feuchtigkeit, Schimmel, Al-
gen und sonstige unerwünschte
Biotope. Ohne Dämmung gibt
die Steinwand ihre gespeicherte

Energie nach außen und je nach
Wandstärke auch nach innen ab.
In jedem Fall muss weniger nach-
geheizt werden.

Das Beste wären dünne Wände?
Der klassische Massivholzbau

war zehn Zentimeter stark. Das
reicht.

Hunderte Millionen Quadrat-
meter sind bereits wärmege-
dämmt. Müsste da nicht jeman-
dem etwas auffallen?

Im Prinzip schon. Aber hier
wirken unter anderem Lobby-
isten. Und die Wohnungsbau-
gesellschaften dämmen, weil
sie nur auf diese Weise zu För-
dermitteln und Mieterhöhungen

kommen. Für Sanierungen ohne
Dämmung gibt es kein Geld. Au-
ßerdem wird hin und wieder fest-
gestellt, dass nach einer Däm-
mung tatsächlich Energie gespart
wird. Dass die Ursache dafür in
Wirklichkeit die modernisierte
Heizung ist, wird unterschlagen.

Sie empfehlen den Hausbesit-
zern, die Fassadendämmung
abzulehnen.

Ja. Denn man kann problem-
los nachweisen, dass die entspre-
chende Investition unwirtschaft-
lich ist. Und dann müssen die
Behörden einen von den Dämm-
vorschriften befreien. Ich habe
viele solche Befreiungsanträge
gestellt. Immer mit Erfolg.

FÜNF FRAGEN AN: Konrad Fischer, Architekt und Dämmungskritiker

„Schimmel und sonstige unerwünschte Biotope“

Konrad Fischer Foto: privat

Von André Bochow

Berlin (MOZ) 900 Millio-
nen Quadratmeter wurden
in Deutschland bereits einer
Wärmedämmung unterzogen.
Seit Mai dieses Jahres braucht
jedes Haus einen Energiepass.
Und ab 2016 müssen Fassaden
noch einmal 20 Prozent bes-
ser gedämmt werden. Aber es
mehrt sich die Kritik. Manche
sprechen von „Dämmwahn“.

Das sächsische Chemnitz er-
lebt gerade die 126. Bauminis-
terkonferenz des Landes. Wie
auch schon auf den Konferen-
zen 123 bis 125 wird unter ande-
rem das Thema „Brandverhalten
von Wärmeverbundsystemen“
eine Rolle spielen. Es handelt
sich dabei um die immer di-
cker werdenden Dämmplatten
aus Polystyroldämmstoffen, die
massenhaft von außen an deut-
schen Häusern angebracht wer-
den. Immer wieder bestätigten
Gutachter deren Ungefährlich-
keit bei Bränden.

Allerdings hatte man bislang
nur Brandausbrüche innerhalb
von Gebäuden untersucht. Nun
stellte sich heraus: Brennt es in
der Nähe der Außenwand, etwa
eine Mülltonne, dann ist die
Dämmschicht verbrannt, bevor
die Feuerwehr kommt. Dies er-
gaben die Recherchen von Spie-
gel Online und des NDR. Doch
der mangelnde Brandschutz ist
nur eines von vielen Proble-
men, die die Wärmedämmung
mit sich bringen kann.

Die Kritiker jedenfalls behaup-
ten, dass die Wärmedämmung,
die in Deutschland an Außen-
wänden zumeist mit Styropor
erfolgt, nicht nur zu Schimmel-
bildung oder Algenbefall führt,
sondern dass weit geringere
Energiespareffekte erzielt wer-
den, als die Dämmstoffindus-
trie verspricht. Experten sehen
die wahrscheinliche Senkung
des Energieverbrauchs bei 10
bis 15 Prozent und keineswegs
bei den angekündigten 50 bis
70 Prozent. Der wohl bekann-
teste Gegner der Wärmedäm-
mung, der fränkische Archi-

tekt Konrad Fischer, errechnet
regelmäßig sogar einen steigen-
den Energieverbrauch. Fischer
ist sich sicher: Die Dämmung
verhindert das Eindringen von
Sonnenenergie. Deswegen die
negative Bi-
lanz – auch in
ökonomischer
Hinsicht.

Aber selbst
in einem Posi-
tionspapier, in
dem fünf re-
nommierte Institutionen, darun-
ter das Fraunhofer Institut für
Bauphysik, den baulichen Wär-
meschutz verteidigen, finden
sich ernüchternde Analysen.
Dort heißt es unter anderem:
„Pauschale Aussagen zur Wirt-
schaftlichkeit sind mit sehr viel

Vorsicht zu betrachten.“ Mitt-
lerweile vertreten viele Exper-
ten die Ansicht: Die Dämmung
ist allenfalls dann wirtschaftlich
sinnvoll, wenn ohnehin die Fas-
sade saniert werden soll und das

Gerüst sowieso
steht.

Der Hildes-
heimer Profes-
sor für ökologi-
sches Bauen,
Jens Fehren-
berg, wiede-

rum will die gesonderte ener-
getische Untersuchung jedes
Gebäudes. Er ist gegen die „un-
überlegte Styroporisierung“, be-
klagt das Entstehen einer „Ver-
packungsindustrie“ und plädiert
für dickere Wände aus Stein.
Nicht zuletzt setzt sich Fehren-

berg, wie viele Experten, für bes-
sere Heizungen ein. Schließlich
sind die Energieverluste allein
durch das Verlegen von Hei-
zungsrohren unter Putz enorm.

Unterdessen bewirbt die zu
76 Prozent dem Bund gehö-
rende Deutsche Energieagen-
tur (Dena) mit der Kampagne
„Dämmen-lohnt-sich.de“ unver-
drossen für die Fassadendäm-
mung. Dazu kommt das, eben-
falls von der Dena unterstützte,
Projekt „Hauswende“. Pro Jahr
sollen 2,5 Prozent der 40 Millio-
nen deutschen Gebäude saniert
werden. Derzeit liegt die Quote
bei unter einem Prozent.

Die Bundesregierung dagegen
freut sich über eine CO2-Redu-
zierung von 7,3 Millionen Ton-
nen pro Jahr.

Für Milliardensummen sollen Häuser umgebaut werden / Zweifel an Effizienz und Wirtschaftlichkeit

Land der Dichter und Dämmer

„Hauswende“: Auf Gebäude entfallen 40 Prozent des Energieverbrauchs. Sinkt der Anteil durch Styropor? Foto: dpa/Armin Weigel

thema
EnErgiEsparEn
in gEbäudEn

Im Koalitionsvertrag haben
Union und SPD das Ziel fest-
geschrieben, bis zum Jahr
2050 einen nahezu klima-
neutralen Gebäudebestand
zu haben. Der Bund fördert
die energetische Gebäudesa-
nierung über die Förderbank
KfW mit 1,8 Milliarden Euro.
Die Dena fordert eine Auf-
stockung auf fünf Milliarden
Euro pro Jahr bis 2020 und
eine steuerliche Absetzbar-
keit der Investitionen. Letz-
tere war in den Koalitions-
verhandlungen gescheitert.

Hintergrund
Geld vom Staat

Es war der Freispruch für den
geständigen Doper Stefan

Schumacher, der vor einem
Jahr die Stimmung kippen ließ.
Der Radprofi saß wegen Be-
trugs an seinem Arbeitgeber
auf der Anklagebank, weil er
auf dessen Nachfragen hin Do-
ping bei der Tour de France
geleugnet hatte. Dass er un-
geschoren davon kam, war
einmal mehr Beleg dafür, dass
Deutschland ein Gesetz gegen
Doping braucht. Und auch an
einer anderen Front wuchs der
Druck – eine Studie sowie Re-
cherchen dieser Zeitung liefer-
ten Beweise für ein einst mit
Steuergeldern finanziertes Do-
pingsystem West.

Mächtige Bremser gegen
die strafrechtliche Verfol-

gung von Betrügern im Sport,
die es gab und weiterhin gibt,
gerieten ob dieser Entwicklun-
gen überraschend in die De-
fensive. Und dies führte dazu,
dass die Bundesregierung nun
früher als erwartet einen Ge-
setzentwurf präsentiert, der
zudem weiter geht als erwar-
tet. Die Streiter für einen sau-
bereren Sport haben das Mo-
mentum genutzt. Der Deutsche
Olympische Sportbund, erbit-
terter Gegner der uneinge-
schränkten Besitzstrafbarkeit,
die nun kommt, kann nur gute
Miene zum aus seiner Sicht bö-
sen Spiel machen.

Nachteil eines schnell aus-
gearbeiteten Gesetzent-

wurfs, mit dem zudem juris-
tisches Neuland beschritten
wird, ist freilich, dass zunächst
Fragen offenbleiben könnten –
und vielleicht auch Hintertüren
für Doper. Diskussionswürdig
ist etwa, warum das Besitzver-
bot schon geringer Dopingmit-
tel nur für Spitzensportler gel-
ten soll, nicht aber zum Beispiel
für Bodybuilder.

Andere Experten wünschen
sich eine Kronzeugenrege-

lung, wie sie dem Großdoper
Lance Armstrong zum Ver-
hängnis geworden ist. Aber
das Anti-Doping-Gesetz muss
sich eben auch irgendwie ein-
fügen ins deutsche Strafrecht,
wo der Kronzeuge nur in Aus-
nahmefällen vorgesehen ist.

Schon beim jetzigen Ent-
wurf ist klar: Es wird knir-

schen, wenn das Strafrecht in
einem konkreten Fall auf die
Sportgerichtsbarkeit trifft, wenn
Datenschutzbelange der Ath-
leten mit den Interessen von
Dopingfahndern kollidieren.
Ein Scheitern des Gesetzes
vor dem Bundesverfassungs-
gericht und anschließende Kor-
rekturen sind gut möglich. Dass
die Bundesregierung dieses Ri-
siko bewusst eingeht, zeigt, wie
groß die Not im Anti-Doping-
Kampf ist.

mathias hausding

Riskante
Kampfansage
gegen Doper

Schlecht fürs Ansehen

Kaum gestohlen, schon in
Polen. – Solche Sprüche

erhalten durch die anhaltende
Kriminalität in der Grenzregion
beständig neue Nahrung. Wer
zum Opfer eines Auto- oder an-
deren Diebstahls wird, urteilt
schnell pauschal, dass das
„die Polen“ gewesen sind, an-
statt darüber nachzudenken,
dass es Verbrecher schließlich
überall gibt.

Bis heute verweigern sich
aber viele Politiker und Ent-

scheidungsträger der Erkennt-
nis, dass man nicht nur die
positiven Auswirkungen einer
offenen Grenze preisen kann,
sondern sich auch den nega-
tiven Effekten stellen muss.
Noch vor nicht allzu langer Zeit

bemerkte etwa ein polnischer
Spitzendiplomat in dieser Zei-
tung, ob es nicht vielleicht zu
einfach sei, in Deutschland Au-
tos zu stehlen.

Inzwischen scheint man aber
auch in Warschau langsam

zu verstehen, dass die Dieb-
stähle schlecht fürs Ansehen
des Landes sind. Mehr noch
als nur um das Image sollte es
aber darum gehen, dass deut-
sche und polnische Ermittler
bessere materielle und juristi-
sche Voraussetzungen erhal-
ten, um gemeinsam gegen die
Kriminellen vorzugehen. Erst
wenn dies gelingt, werden die
Vorurteile und die Kritik an der
offenen Grenze langsam ver-
schwinden. Dietrich SchröDer

Gesagt ist gesagt

„Burka geht gar nicht.“

Der CDU-Bundestagsabgeord-
nete Jens Spahn, der für das
Parteipräsidium kandidiert, for-
dert in der „Zeit“ ein Verbot des
Ganzkörperschleiers für Frauen
in Deutschland.

Mal wieder ein Eigentor

Als hätten es die Linken in
diesen Tagen nicht schwer

genug: Da werden sie vom Lie-
dermacher Wolf Biermann im
Bundestag rüde angemotzt
und die Parlamentskollegen
klatschen in die Hände. In Thü-
ringen zersticht man Linken die
Autoreifen, Radmuttern werden
gelockert. Die CDU demons-
triert in Erfurt gegen die Mög-
lichkeit, dass Bodo Ramelow
Ministerpräsident wird. Kanz-
lerin und Bundespräsident wol-
len ebenfalls keinen Linken als
Landesvater und sagen das
laut. Alles in allem walten ge-
hörige Kräfte gegen die Linken.

Da sollte man doch anneh-
men, auch die linke Bun-

destagsfraktion hätte Besseres

zu tun, als Angriffe auf ihren
Vorsitzenden zu befördern. Im-
merhin drei Mitglieder der Frak-
tion hatten sich mit noch grö-
ßeren Sektierern umgeben, als
sie selbst es sind. Gregor Gysi
wurde beschimpft, verfolgt und
sein Ansehen per Video be-
schädigt. Was nützen da alle
Entschuldigungen? Wieder ein-
mal geraten linke Abgeordnete
in den Verdacht, politisch nicht
ganz zurechnungsfähig zu
sein. Welchen Grund sollte es
sonst geben, jemanden in den
Bundestag zu laden, der Israel
mit Nazideutschland oder dem
IS vergleicht? Wenn die dafür
Verantwortlichen ihre Bundes-
tagsmandate behalten sollten,
würde der Schaden noch grö-
ßer. André Bochow
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